
L 31 

Beschwerden über Leistungsabrechnungen mit Pflegeeinrichtungen 

Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 

Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie haben sich die Beschwerden von Heimbewohnern oder deren Angehörigen 
bei der Bremische Wohn- und Betreuungsaufsicht aufgrund von Problemen bei der 
Leistungsabrechnung mit den Einrichtungen in den vergangenen 2 Jahren 
entwickelt? 
 
2. In wie vielen Fällen haben sich Erben nach dem Tod ihres Angehörigen in den 
vergangenen zwei Jahren bei der Wohn- und Betreuungsaufsicht über Abrechnungs-
probleme mit den Einrichtungen und nicht erstattete Eigenanteile beschwert? 

3. Inwieweit und mit welchem Ergebnis führten diese Beschwerden zu Prüfungen 
durch die Wohn- und Betreuungsaufsicht? 

Zu Frage 1:  
Es kommt vereinzelt zu Fragen bzw. Beschwerden bezüglich der 
Leistungsabrechnung von Einrichtungen. Die Wohn- und Betreuungsaufsicht ist zu 
diesem Thema nicht zuständig. Daher ist es kein Thema, welchem die Wohn- und 
Betreuungsaufsicht nachgehen kann. Die Fragenden beziehungsweise 
Beschwerdeführenden werden aber entsprechend mit einer Wegweisungsberatung, 
v.a. in Richtung Bundesinteressenvertretung für alte und pflegebetroffene Menschen 
e.V. (BIVA-Pflegeschutzbund) oder Verbraucherzentrale, informiert.  

Zu Frage 2: 
Auch hier kommt es vereinzelt zu derartigen Beschwerden bei der Wohn- und 
Betreuungsaufsicht, die mangels Zuständigkeit nicht statistisch erhoben werden. Den 
Beschwerdeführenden wird auch hier die Rechtslage hinsichtlich der Unzuständigkeit 
der WBA dargestellt und empfohlen, die Ansprüche privatrechtlich geltend zu 
machen. Als Beratungsstellen wird insbesondere auf die Verbraucherzentrale oder 
den BIVA-Pflegeschutzbund verwiesen. Zudem wird empfohlen, sich fachanwaltliche  
Beratung einzuholen, um Ansprüche zu prüfen und geltend zu machen. 

Zu Frage 3: 
Die Abrechnung von Leistungen ist heimrechtlich nicht normiert. Beschwerden zu 
Abrechnungsproblemen fallen daher nicht in die Zuständigkeit der Wohn- und 
Betreuungsaufsicht. Fragen zur Abrechnung von Leistungen sind privatrechtliche 
Tatbestände, die auch über diesen Weg zu klären sind. Das Ziel des Bremischen 
Wohn- und Betreuungsgesetzes ist es, Nutzerinnen und Nutzer „bei der 
Wahrnehmung ihrer Interessen, Bedürfnisse und Rechte zu unterstützen“. Der 
Schutz von Erben beziehungsweise Angehörigen, zumal in vorrangig finanziellen 
Fragen, ist nicht Ziel des Gesetzes. Daher sei hier noch einmal auf die Beratungen 
der Verbraucherzentrale oder des BIVA-Pflegeschutzbundes verwiesen. 


